Amts 


der Königl. Preuß. Regierung zu Frankfurt O. 


Stüc 52. 


FH 


Ausgegeben den 24. Dezember. 


Platt 
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Bekanntmachung des Königlichen 
Provinzial⸗Schul⸗Collegiums. 


Zur Ausführung der Vorſchrift des §. 135 Abi. 3 
der Gewerbeordnung in der Faſſung des Geſetzes vom 
17. Juli d. J. beſtimmen wir Folgendes: 

I. Die Genehmigung der Schuleinrichtungen und 
Lehrpläne für die in den Fabriken und den ihnen gleich 
geſtellten Anlagen (S. 154 Abſ. 2 und 3 der Ge⸗ 


werbeordnung) beſchäftigten ſchulpflichtigen Kinder wird 


von den Königlichen Regierungen — in Berlin von 
dem Provinzial⸗Schul⸗Collegium, in der Provinz Han⸗ 
nover von den Conſiſtorialbehörden — ertheilt. 


Anträge auf Ertheilung dieſer Genehmigung find | 


durch Vermittelung der Kreisſchulinſpektoren — in Berlin 
durch die ſtädtiſche Schuldeputation — einzureichen. 
II. Soweit thunlich, iſt auf die Errichtung be⸗ 
fonderer Fabrikſchulen für eine oder mehrere Fabriken, 
in welchen ſchulpflichtige Kinder beſchäftigt werden, hin⸗ 
zuwirken. Namentlich iſt dieſelbe überall da zu ge⸗ 


nehmigen, wo die betheiligten Fabrikbeſitzer die Be⸗ 


ſchaffung der ausreichenden Lehrkräfte, Schullokale und 
ſonſtigen Schulbedürfniſſe aus eigenen Mitteln über⸗ 
nehmen. 

III. Soweit beſondere Fabrikſchulen nicht errichtet 
werden konnen, iſt zunächſt zu erwägen, ob bei den 


Volksſchulen, welche von den in den Fabriken beſchäf⸗ 


tigten Kindern befucht werden, beſondere Klaſſen für 
dieſe einzurichten ſind. Jedoch darf durch eine ſolche 


Einrichtung weder eine Ueberlaſtung der an der betref⸗ 
fenden Vollsſchule angeſtellten Lehrer, noch eine Be⸗ 


ſchränkung des Unterrichts der übrigen die Volksſchule 
beſuchenden Kinder herbeigeführt werden. 


pflichteten können wider ihren Willen mit den be⸗ 


ſonderen Koſten der unter II. und III. bezeichneten 


Schuleinrichtungen nicht belaftet werden. 


V. Können Einrichtungen der unter II. und III. 


erwähnten Art nicht getroffen werden, ſo ift den in 
Fabriken beſchäftigten Kindern die Theilnahme an dem 
Unterrichte in den gewöhnlichen Volksſchulklaſſen, wenn 
irgend thunlich, durch Modifikationen des Lehrplanes 
derſelben zu ermöglichen. Dieſe Modifikationen berür- 
fen der Genehmigung, welche nur zu ertheilen iſt, wenn 
der Lehrplan ſo eingerichtet werden kann, daß ohne 
Ueberanſtrengung der in Fabriken beſchäftigten und ohne 


IV. Die zur Unterhaltung der Volksſchule Ver⸗ 


Beeinträchtigung des Unterrichts der übrigen Kinder, 

den erſteren ein ausreichender Unterricht (vergl. Nr. VI.) 
ertheilt werden kann. Dabet iſt als Regel feſtzuhalten, 
daß die tägliche Beſchäftigung in der Fabrik und der 

tägliche Unterricht zuſammen nicht über nenn Stunden 
in Anſpruch nehmen dürfen. 

l. Bei Genehmigung der Lehrpläne iſt Folgen⸗ 

des zu beachten. 

1) Die in Fabriken beſchäftigten Kinder müſſen 

mindeſtens in der Religion, im Deutſchen 
(Leſen und Schreiben) im Rechnen und in der 
vaterländiſchen Geſchichte Unterricht erhalten, 
und zwar muß dieſer Unterricht in allen 
Fällen ein zuſammenhängender fein. 

2. Der tägliche Unterricht darf nicht durch Be⸗ 
ſchäftigung in der Fabrik unterbrochen werden. 
Zwiſchen dem Ende der Arbeitszeit und dem 
Beginn des Unterrichts muß eine ausreichende 
Ruhezeit liegen. 

4. Die Unterrichtsſtunden dürfen nicht in die 
Zeit nach 7 Uhr Abends und vor 7 Uhr 
Morgens fallen, ſie find thunlichſt ſo anzu⸗ 
ordnen, daß diejenigen Kinder, welche Vor⸗ 
mittags Unterricht erhalten, nur Nachmittags, 
und diejenigen, welche Nachmittags Unterricht 
erhalten, nur Vormittags in der Fabrik be⸗ 
ſchäftigt werden können. 

5. Wo die Beſchäftigung der Kinder in Fabriken 
in der Weiſe ſtattfindet, daß von zwei Ab⸗ 
theilungen derſelben die eine während der erſten, 
die andere während der zweiten Hälfte der 
täglichen Arbeitszeit der erwachſenen Arbeiter 
beſchäftigt wird, iſt der Lehrplan thunlichſt ſo 
einzurichten, daß die eine Abtheilung Vormit⸗ 
tags, die andere Nachmittags unterrichtet wird 
und in dieſer Beziehung zwiſchen beiden 
wochenweiſe ein Wechſel eintritt. 

VII. Von den genehmigten Schuleinrichtungen 

und Lehrplänen find die zuſtändigen Ortspolizeibehörden 

in Kenntniß zu ſetzen. 

VIII. Auf Kinder, welche nicht in Fabriken oder 
denſelben gleichgeſtellten Anlagen, ſondern anderweit mit 
gewerblicher Arbeit, namentlich auch in der Hausinduſtrie 
beſchäftigt werden, finden die Vorſchriften des 8. 135 

der Gewerbeordnung keine Anwendung. Für dieſelben 

ſind daher Abweichungen von den allgemeinen, den 
79 
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Beſuch der Volksſchule betreffenden Beſtimmungen auf ö ßiſchen Staat unternommen und deſſen Herausgabe im 


Grund jener Vorſchriften nicht zuzulaſſen. 

Berlin, den 26. November 1878. 

Der Miniſter für Handel, Gewerbe u. öffentliche Arbeiten. 
gez. Maybach. 

Der Minifter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und 

Medicinal⸗ Angelegenheiten. 
In Vertretung. 
gez. Sy do w. 
An das Königl. Provinzial⸗Schul⸗Colleglum hier. 
IV. 15752 M. f. H. 
U. III. 14316 M. d. g. A. 

Vorſtehender Erlaß der Herren Miniſter für Han⸗ 
del, Gewerbe und öffentliche Arbeiten und der geiſtlichen, 
Unterrichts⸗ und Medicinal⸗ Angelegenheiten wird hier⸗ 
durch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Berlin, den 14. Dezember 1878. 

Königliches Provinzial⸗Schul⸗Collegium. 
Reichenau. 


Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Königlichen Regierung. 


1) Im Auftrage des Herrn Miniſters des In⸗ 
\ 55 15 0 2. Januar ej. ins Leben trat, bearbeitete der Regle⸗ 


nern bringen wir die nachſtehende Bekanntmachung, 
betreffend die Herausgabe eines neuen Gemeinde⸗ und 


Ortſchafts⸗Verzeichniſſes für die Preußiſche Monarchie 


und eines neuen Juſtiz⸗Atlaſſes, hlermit zur öffentlichen 
Kenntniß und machen auf das verdienſtvolle Unternehmen 
beſonders aufmerkſam. 
Frankfurt a. O., den 19. Dezember 1878. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


Neues Gemeinde, und Ortſchafts⸗Verzeichniß der 
Preußiſchen Monarchie. 

Um die Juſtizbehörden und Juſtizbeamten auf ein 
verdienſtliches Unternehmen aufmerkſam zu machen, 
welches nach Zweck und Ausführung vorausſichtlich ge⸗ 
eignet werden dürfte, die neue Organiſation in ihrer 


| 


örtlichen Durchführung zu veranſchaulichen und zugleich 
dem Verkehr der demnächſtigen neuen Behörden unter 
mit den Stationen, ſowie die Chanſſeen und anderwei⸗ 


einander als Hülfsmittel zu dienen, iſt den nachſtehen⸗ 
den aus Nr. 62 und 64 des Deutſchen Reichs⸗ und 
Staats⸗Anzeigers entnommenen Anzeigen die Aufnahme 
in das eee geſtattet worden. 


Die territorialen wie adminiſtrativen Veränderun⸗ 
gen des Preußiſchen Staates in den letzten Jahrzehnten 
find fo tiefgreifender Natur geweſen, daß ſämmtliche 
alphabetiſche Ortſchafts⸗Verzeichniſſe, welche die ganze 
Monarchie umfaſſen, veraltet ſind. Daraus iſt nun 


dringende Bedürfniß nach einem neuen umfaſſenden 


Wege der Subſcriptlon beſchloſſen. Daſſelbe ſoll 


ſämmtliche Wohnplätze des Preußiſchen Staates, wenn 


ſie auch nur aus einem Wohnhauſe beſtehen, in alpha⸗ 
betiſcher Ordnung in folgenden Rubriken umfaſſen: 
Laufende Nummer, Name des Wohnplatzes, ſowie topo⸗ 
graphiſche Bezeichnung deſſelben, Regierungs⸗ bezw. 
Landdroſteibezirk, Kreis, Ober⸗Amt bezw. Amt (Han⸗ 
nover) Pollzeibezirk (Amtsbezirk), Standesamt, Zahl 
der Wohnhäuſer, Einwohnerzahl nach der Zählung von 
1875, Juſtizverwaltung, Oberlandesgericht, Landgericht, 


Amtsgericht, Landwehrbezirk, Bezirkskommando, Regi⸗ 


ment, Bataillon, Kompagnie, Name des Kirchipiels, 
evangeliſch, katholiſch, Schulverband, nächſte Poſt⸗ und 
Telegraphen⸗Anſtalt nebſt deren Eigenſchaft laufende 
Nummer. Das Werk wird baldigſt nach Feſtſtellung 
der Amtsgerichtsbezirke erſcheinen, um ſo auf jedem 
Gebiete im Augenblick des Erſcheinens auch das Neueſte 
zu bringen und 3 Bände von etwa je 130 Bogen 
umfaſſen. Der Subſcriptionspreis iſt auf 55 Reichs⸗ 
mark geſtellt. * 


Als im Jahre 1849 die Juſttzorganlſation vom 


rungs⸗Geometer, Baumeiſter B. Brunkow auf Grund 
der amtlichen Materialien einen Atlas des Preußiſchen 
Staates in 22 Karten, welche die ſämmtlichen Bezirke 
der Juſtizverwaltung darſtellten. Dieſer Gerichtsatlas 


fand allſeitige Anerkennung. Da nun gegenwärtig eine 


neue Juſtizerganiſation in der Ausführung begriffen iſt, 
hat Herr B. Brunkow in Gemeinſchaft mit Herrn O. 
Brunkow die Bearbeitung eines neuen Atlaſſes der 
Preußiſchen Monarchie, einſchließlich der bezüglich der 
Gerichtsorganiſation als integrirende Beſtandtheile der⸗ 
felben zu betrachtende Bundesſtaaten, auf Grund biefer 
neuen Organiſation unternommen. In topographiſcher 
Beziehung enthalten die neuen Karten die Grenzen aller 
Gerichts⸗ und Reglerungsbezirke, wie der landräthlichen 
Kreiſe, die Ortſchaften in möglichſter Vollſtändigkeit, 
alle vollendeten und im Bau begriffenen Eiſenbahnen 


ten Kommunikationswege. Die einzelnen Karten er⸗ 
halten eine Länge von 77 em, eine Breite von 65 em 
in eleganter Ausführung auf Velinpapier. 

Das ganze Werk wird 38 Karten enthalten und 
möglichſt bald nach Feſtſtellung der Amtsgerichts. 
bezirke erſcheinen. 

Der Subferiptionspreis iſt für jede einzelne Karte 
auf 4 Mark, für den ganzen Atlas auf 120 Mark 


feſtgeſetzt. 
ſchon feit längerer Zeit in immer ſteigendem Maße das 
einzelnen Gerichtskarten ſind nur an Lieutenant a. D. 


Handbuche dieſer Art entſtanden und von vielen Selten 


der lebhafteſte Wunſch nach dem Erſcheinen eines ſol⸗ 
chen geäußert worden. 
Der Reglerungs⸗Geometer, Baumeiſter B. Brun⸗ 


kow und der Lieutenant a. D. O. Brunkow hierſelbſt 
haben deshalb die Bearbeitung eines neuen General⸗ 
vom 10. d. Mts. 


Gemeinde⸗ und Ortſchafts⸗Verzeichniſſes für den Preu⸗ 


Beſtellungen auf jedes der beiden Werke, wie der 


O. Brunkow, Berlin, Kommandantenſtraße 44a. III., 
zu richten, da dieſelben nur im Selbſtverlage erſcheinen. 

(2) In Gemäßheit des §. 2 der Städte⸗Ord⸗ 
nung für die ſechs öſtlichen Provinzen vom 30. Mai 
1853 bringen wir hiermit zur öffentlichen Kenntniß, 
daß zufolge Reſkripts des Herrn Miniſters des Innern 
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a. die Seitens der Stadtgemeinde Lagow mittelſt 
Tauſchvertrages vom 30. Juli 1877 von dem 
Forſifiskus erworbene, zum ſogenannten Falken⸗ 
berg bei Lagow gehörige Parzelle von 17 Ar, und 

b. die dafür mittelſt deſſelben Vertrages von der 


genannten Stadtgemeinde dem Forſtfiskus über⸗ 


eignete gleich große Parzelle 
von ihren bisherigen Communalverbänden abgetrennt 
und die Parzelle ad a mit dem Stadtbezirke Lagow, 
die Parzelle add b dagegen mit dem fiskaliſchen Guts⸗ 
bezirke der Oberförſterei Lagow vereinigt worden ſind. 
Frankfurt a. O., den 16. Dezember 1878. 
Königliche Regierung; Abtheilung des Innern. 


Kreis Lebus iſt, nachdem die völlige Desinfektion des ver⸗ 
ſeuchten Gehöftes ſtattgefunden hat, aufgehoben worden. 
Frankfurt a. O., den 23. Dezember 1878. 

Königliche Regierung; Abtheilung des Innern. 


Schifffahrtsſperre. 

Die zwiſchen den Eberswalder und den Ragöſer 
Schleuſen belegene Strecke des Finow⸗Kanals iſt wegen 
Bauaus führungen während der Monate Januar und 
Februar 1879 geſperrt. 
Kanalſtrecke nicht überwintern. 

Potsdam, den 13. Dezember 1878. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


Bekanntmachung 


der Königlichen Direction der Rentenbauk 


für die Provinz Brandenburg. 
Den betheiligten Grundbeſitzern wird hierdurch 
bekannt gemacht, daß 
der 
Verſicherungs⸗Geſellſchaft zu Neubrandenburg 
geſtattet worden iſt, Gebäude und andere Baulichkeiten 
auf Grundſtücken, von denen an die Rentenbank für 


die Provinz Brandenburg Renten zu entrichten ſind, 


gegen Feuersgefahr zu verſichern. 
Berlin, den 18. Dezember 1878. 


„Die Behandlung der politiſchen Gefan⸗ 
genen in Bayern. Prozeß Franz Rohleders. 
Zuſammengeſtellt nach ſtenographiſchen Aufzeich⸗ 
nungen von Sigm. Politzer, Redakteur des Zeit⸗ 
geiſt.“ München 1878. 
nach F§. 11 des gedachten Geſetzes durch die unterzeich⸗ 
nete Landespolizeibehörde verboten iſt. 
München, den 12. Dezember 1878. 
Königliche Regierung von Oberbayern, Kammer des 
Innern. 
Freiherr von Hermann, Präſident. 


(3) Die Königliche Kreishauptmannſchaft bringt 


hierdurch zur öffentlichen Kenntniß, daß ſie in ihrer 


(8) Die Gehöfts⸗ und Orteſperre in Rathſtock, Eigenſchaft als Landespoltzebehörde die nicht periodische 


Druckſchrift: 
Protokoll über die Verhandlungen des 
Allgemeinen Deutſchen ſozialdemokrati⸗ 
ſchen Arbeiterfongrejfes zu Eiſenach am 
7., 8. und 9. Auguſt 1869. Stenographiſch 
nledergeſchrieben von H. Roller in Berlin. Leipzig 
1869. Druck von F. Thiele, 

nach Maßgabe von §. 11 Abf. 1 des Reichsgeſetzes 


gegen die gemeingefährlichen Beſtrebungen der Sozial⸗ 


Fahrzeuge dürfen in dieſer demokratie vom 21. Oktober lfd. J. verboten hat. 


Leipzig, den 11. Dezember 1878. 
Königliche Kreishauptmannſchaft. 
Graf zu Münſter. 


(4) Die unterzeichnete Königliche Kreishaupt⸗ 
mannſchaft hat auf Grund der SS. 11 und 12 des 
Geſetzes gegen die gemelngefährlichen Beſtrebungen der 
Sozialdemokratie vom 21. Oktober 1878 vie nicht 


periodiſche Druckſchrift: 


Mecklenburgiſchen Immobiliar⸗Brand⸗ 


Königliche Directlon der Rentenbank für die 


Provinz Brandenburg. gez. Heyder. 


Bekanntmachungen auf Grund des Reichs⸗ 
geſetzes vom 21. Oktober 1878. 


J) In Gemäßheit des $. 6 des Reichsgeſetzes 
gegen die gemeingefährlichen Beſtrebungen der Sozial⸗ 
demokratie vom 21. Oktober 1878 wird hierdurch zur 


öffentlichen Kenntniß gebracht, daß der Verein „Dra⸗ 
matiſcher Club Laſſalle“ in Bockenheim durch 
die unterzeichnele Landespolizeibehörde auf Grund des 
§. 1 des gedachten Geſetzes verboten iſt. 

Caſſel, den 11. Dezember 1878. 

Königliche 9 Abtheilung des Innern. 


ühne. 

(2) Auf Grund des §. 12 des Reichsgeſetzes 
gegen die gemeingefährlichen Beſtrebungen der Sozlal⸗ 
demokratie vom 21. Oktober 1878 wird hierdurch zur 
öffentlichen Kenntniß gebracht, daß die im Selbſtperlag 
des Verfaſſers erſchienene Schrift: 


„Deklamator“, Gedichtſammlung, zuſammenge⸗ 
ſtellt von Julius Vahlteich, 2. Heft, zweite Auf⸗ 
lage, Chemnitz 18783), gedruckt und verlegt in 

der Genoſſenſchaftsbuchdruckerei zu Chemnitz, G. 

Rübner und Comp. 
verboten. 

Zwickau, den 3. Dezember 1878. 

Königlich ſächſiſche Kreishauptmannſchaft. 
Dr. Hübel. 

(5) Die unterzeichnete Königliche Kreishaupt⸗ 
mannſchaft hat die in Crimmitſchau domizilirende „Ge⸗ 
werkſchaft der Manufaktur⸗, Fabrik⸗ und Hand⸗ 
arbeiter Deutſchlands beiderlei Geſchlechts“ 
auf Grund §. 1, Abſ. 2 und $. 6 des Geſetzes gegen 
die gemeingefährlichen Beſtrebungen der Sozialdemokra⸗ 
tie vom 21. Oktober dieſes Jahres verboten und zu⸗ 
gleich die Schließung der mit derſelben verbundenen 
Central⸗Kranken⸗ und Sterbekaſſe (eingeſchriebene Hülfs⸗ 
kaſſe) gemäß §. 2, Abſatz 2 des gedachten Geſetzes an⸗ 
geordnet. Zwickau, den 10. Dezember 1878. 

Königlich ſächſiſche Kreishauptmannſchaft. 
Dr. Hübel. 


=) Das in, Nr. 283 des „Reichs⸗Anzeigers“ Seitens 
der königlichen Regierung zu Oppeln veröffentlichte Verbot 
der Druckſchrift „Deklamator bezieht ſich, wie uns mitgetheilt 
wird, nur auf das erſte Heft vieſer Druckſchriſi. 
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(6) Die unterzeichnete Königliche Kreishaupt⸗ 
mannſchaft hat auf Grund des §. 1 und §. 6 des 
Geſetzes gegen die gemeingefährlichen Beſtrebungen der 
Sozialdemokratie vom 21. Oktober 1878 den „Volks⸗ 
verein“ zu Wittgensdorf verboten. 

Zwickau, den 14. Dezember 1878. 

Königlich ſächſiſche Kreishauptmannſchaft. 
Dr. Hübel. 


(7) Die unterzeichnete Königliche Kreishaupt⸗ 
mannſchaft hat auf Grund der §8. 11 und 12 des 


Geſetzes gegen die gemeingefährlichen Beſtrebungen der 
Sozialdemokratie vom 21. Oktober 1878 die nicht 


periodiſche Druckſchrift: 
„Wer und was iſt das „Volk?“ von Karl 
Heinzen. Herausgegeben von dem Verein zur 
erbreitung radikaler Prinzipien, Druck der 
„Freien Preſſe“, Sandusky, Ohio, 1869“ 
verboten. 
Zwickau, den 14. Dezember 1878. 
Königlich ſachfſch⸗ Sac 
r. Hübe 


(8) Von der unterzeichneten Königlichen Kreis⸗ 
hauptmannſchaft iſt, wie unter Bezugnahme auf bie 
Bekanntmachung vom 3. Dezember dieſes Jahres — 
Nr. 287 des „Deutſchen Reichs⸗Anzeigers“ — hier⸗ 
mit zur öffentlichen Kenntnißnahme gebracht wird, auch 
die erſte Auflage der nicht periodiſchen Druck⸗ 
ſchrift „Kapital und Arbeit“ von Johann Moſt, 
erſchlenen „im Selbſtverlage des Verfaſſers “ und „in 
Kommiſſion bei der Expedition der Chemnitzer Freien 
Preſſe“, unter dem heutigen Tage auf Grund der 88. 
11 und 12 des Geſetzes gegen die gemeingefährlichen 
Beſtrebungen der Sozialdemokratie vom 21. Oktober 
dieſes Jahres verboten worden. 

Zwickau, den 14. Dezember 1878. 

Königlich ſächſiſche Kreishauptmannſchaft. 
Dr. Hübel. 


(9) Auf Grund der 88. 1 und 6 des Reichs⸗ 


geſetzes gegen die gemeingefährlichen Beſtrebungen der 
Sozialdemokratie vom 21. Oktober 1878 wird verfügt: 


Die Mitgliedſchaften der ſozialiſtiſchen 


Arbeiterpartei Deutſchlands in Freiburg 
und Lörrach N 
werden verboten. 
Freiburg, den 17. November 1878. 
Der Großherzogliche Landes⸗Kommiſſär. 
t 


ebten. 
(10) Die unterzeichnete Königlich ſächſiſche Kreis⸗ 


hauptmannſchaft hat, wie hierdurch zur öffentlichen 


Kenntniß gebracht wird, in ihrer Eigenſchaft als Lan⸗ 


despolizeihehörde 

den Arbelter⸗ Bildungsverein zu Großenhain 
auf Grund F. 6, verbunden mit $. 1 Abſatz 2 des 
Reichsgeſetzes gegen die gemeingefährlichen Beſtrebungen 
der Sozialdemokratie vom 21. Oktober 1878, verboten. 

Dresden, den 10. Dezember 1878. 
Königlich ſächſiſche Kreishauptmannſchaft. 
von Einſtedel. 


(11) Die unterzeichnete Königlich ſächſiſche 
Kreishauptmannſchaft hat, wie hierdurch zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht wird, in ihrer Eigenſchaft als Lan⸗ 
despolizeibehörde 
die ſozialiſtiſche Arbeiterpartei zu Großenhain 
auf Grund 8. 6, verbunden mit 8. 1 Abſ. 1 und 2 
des Reichsgeſetzes gegen die gemeingefährlichen Beſtre⸗ 
bungen der Sozialdemokratie vom 21. Oktober 1878, 
verboten. 
Dresden, den 10. Dezember 1878. 
Königlich ſächſiſche Kreishauptmannſchaft. 
von Einf 


nfiebel. 

(12) Die unterzeichnete Königlich fächfifche Kreis⸗ 
hauptmannſchaft hat, wie hierdurch zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht wird, in ihrer Eigenſchaft als Lan⸗ 
despollzeibehörde 

die Gewerkſchaft der Manufaktur⸗, Fa⸗ 
brik⸗ und Handarbeiter beiderlei Ge⸗ 
ſchlechts zu Großenhain 
auf Grund des $. 6, verbunden mit §. 1 Abſ. 2 des 
Reichsgeſetzes gegen die gemeingefährlichen Beſtrebungen 
der Sozialdemokratie vom 21. Oktober 1878, verboten. 
Dresden, den 10. Dezember 1878. 
Königlich ſächſiſche Kreishauptmannſchaft. 
von Einſiedel. 

(13) Auf Grund des §. 12 des Reichsgeſetzes 
gegen die gemeingefährlichen Beſtrebungen der Sozial⸗ 
demokratie vom 21. Oktober 1878 wird hierdurch zur 
öffentlichen Kenntniß gebracht, daß die als Flugblatt 
in der Allgemeinen Deutſchen Aſſociations⸗ Buchdruckerei 
(E. G.) zu Berlin gedruckte, nicht periodiſche Druck⸗ 
ſchrift, enthaltend zwei „F. W. Fritzſche“ unterzeichnete 
Gedichte mit den Ueberſchriften: „Der Bergmann“ 
und Kapuzinerpredigt des Herrn Harkort“, 
nach 8. 11 des gedachten Geſetzes durch vie unterzeichnete 
Landespolizeibehörde verboten iſt. 

Berlin, den 14. Dezember 1878. 
Königliches Polizei⸗Präſidium. 
von Madai. 

(14) Auf Grund des $. 12 des Reichsgeſetzes 
gegen die gemeingefährlichen Beſtrebungen der Sozlal⸗ 
demokratie vom 21. Oktober 1878 wird hierdurch zur 
öffentlichen Kenntniß gebracht, daß das photogra⸗ 
phiſche Gruppenbild, auf welchem ſich die Me⸗ 
daillon⸗Porträts von 9 ſozialdemokratiſchen Reichstags⸗ 
Abgeordneten mit Beifügung ihrer Namen, und oben 
zu beiden Seiten, ſowie in dem Mittelfelde die In: 
ſchriften finden: „Haltet feſt an der Organiſation. Sie 
wird Euch zum Siege führen! F. Laſſalle. — Die 
Gewählten des nach Freiheit ringenden Volkes, welche 
im Kampf für daſſelbe von der Tribüne des Deutſchen 
Reichstages deſſen Willen heldenmüthig bekundeten. 
Reichstagslampf vom 9./9,--19./10. 1878.“ nach 9. 11 
des gedachten Geſetzes durch die unterzeichnete Landes⸗ 
polizeibehörde verboten iſt. 

Berlin, den 14. Dezember 1878. 

Königliches Polizei⸗Präſidſum. 
von Madai. 
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(45) Auf Grund des §. 12 des Reichsgeſetzes 
gegen die gemeingefährlichen Beſtrebungen der Sozial⸗ 
demokratie vom 21. Oktober 1878 wird hierdurch zur 
öffentlichen Kenntniß gebracht, daß die beiden im Selbſt⸗ 
verlage von W. Grüwel zu Berlin erſchienenen nicht 
pertodiſchen Druckſchrift: 

1) „Aus dem Sozial⸗Demokrat.“ Leitartikel 
und Aufſätze aus dem Organe der ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Partei. 


der auf das Gemeinjahr 1873.“ 
Auflage. Druck von C. Ihring in Berlin. 


1868. Druck von R. Berg⸗ 


| 


t 


nach 8. 11 des gedachten Geſetzes durch die untere | 
gegen die gemeingefährlichen Beſtrebungen der Sozial⸗ 


zeichnete Landespolizeibehörde verboten ſind. 
Berlin, den 14. Dezember 1878. 
Königliches Polizei⸗Präfidium. 
von Madai. 


(16) Auf Grund des §. 12 des Reichsgeſetzes 
gegen die gemeingefährlichen Beſtrebungen der Sozial⸗ 
demokratie vom 21. Oktober 1878 wird hierdurch zur 
öffentlichen Kenntniß gebracht, daß die Nr. 1 vom 15. 
Dezember 1878 der im Verlage von H. Kiſtemaeckers 
in Brüſſel erſchienenen periodiſchen Druckſchrift: 
„Die Laterne von Carl Hirſch“ nach §. 11 des 
gedachten Geſetzes durch die unterzeichnete Landes⸗ 
polizeibörde verboten iſt. 

Berlin, den 16. Dezember 1878. 

Königliches Polizei⸗Präſidium. 
von Madai. 

(17) Auf Grund des §. 11 des Geſetzes gegen 
die gemeingefährlichen Beſtrebungen der Sozialdemokratie 
vom 21. Oktober 1878 wird verfügt: 

Die Druckſchrift: „Die freien religiöſen 

Gemeinden und die Sozialdemokratie.“ 

Ein Wort zum Frieden. Von Carl Scholl. Hei⸗ 

delberg 1877, im Selbſtverlag des Verfaſſers — 

wird verboten. 

Mannhelm, den 15. Dezember 1878. 

Der Großherzogl. bad. Landeskommiſſär 
für die Kreiſe Mannheim, oo. und Mosbach. 
Frech. 


(18) Auf Grund des §. 12 des Reichgeſetzes 
gegen die gemeingefährlichen Beſtrebungen der Sozial⸗ 


demokratie vom 21. Oktober 1878 wird hierdurch zur 
öffentlichen Kenntniß gebracht, daß der in der Zeit vom 
Oktober 1877 bis September 1878 in 24 Heften 
erſchienene erſte Jahrgang der in der Allgemeinen 
Deutſchen Aſſociations⸗Buchdruckerei (E. G.) zu Berlin 
verlegten und gedruckten perlodiſchen Druckſchrift: 
„Die Zukunft," ſozialiſtiſche Revue, herausgegeben 
unter Mitwirkung der namhafteſten ſozialiſtiſchen Schrift⸗ 
ſteller, nach 8. 11 des gedachten Geſetzes durch die 
unterzeichnete Landespolizeibehörde verboten iſt. 
Berlin, den 16. Dezember 1878. 
Königliches Pollzei⸗Präſidium 
von Madai. 


(19) Auf Grund des $. 12 des Reichsgeſetzes 
gegen die gemeingefährlichen Beſtrebungen der Sozial⸗ 
demokratie vom 21. Oktober 1878 wird hierdurch zur 
öffentlichen Kenntniß gebracht, daß die im Verlage von 
Otto Freitag zu Berlin in drel Bänden erſchienene, 
nicht periodiſche Druckſchrift: „Weiße Sclaven 
oder ein Opfer der Kirche. Sozialpolitiſcher Roman 
von J. F. Wartenberg, nach $. 11 des gedachten 
Geſetzes durch die unterzeichnete Landes polizeibehörde 


mann. verboten iſt. 
2) „W. Grüwels Deut ſcher Arbeiter- Kalen= | 
Zweite 


Berlin, den 17. Dezember 1878. 
Königliches Polizei⸗Präſidium. 
von Ma dai. 
(20) Auf Grund des §. 12 des Reichgeſetzes 


demokratie vom 21. Oktober 1878 wird hiermit zur 
öffentlichen Kenntniß gebracht, daß die im Verlage von 
Albert Eichhoff zu Berlin erſchienene, nicht periodiſche 
Druckſchrift: „A. Eichhoff's Deutſcher Ar⸗ 
beiter -Kalender auf das Gemeinjahr 1869“ 
nach §. 11 des gedachten Geſetzes durch die unter⸗ 
zeichnete Landespollzeibehörde verboten iſt. 

Berlin, den 17. Dezember 1878. 

Königliches Polizel⸗Präſtdium. 
von Madai. 

(21) Auf Grund der 88. 11 und 12 des 
Reichgeſetzes gegen die gemeingefährlichen Beſtrebungen 
der Sozialdemokratie vom 21. Oktober 1878 iſt die 
nicht periodiſche Druckſchrift: „Appell an das 
Gewiſſen der Reichstagswähler des Kreiſes 
Hanau - Gelnhauſen⸗Orb“, Selbſtverlag von 
Matthias Daßbach in Hanau, Druck von Rupert 
Baumbach in Frankfurt a. M., von der unterzeichneten 
Landespelizeibehörde hierdurch verboten worden. 

Caſſel, den 16. Dezember 1878. 

Königliche Regierung; Abtheilung des Innern. 

Kühne. 


Bekanntmachung des Kaiſerlichen 
General⸗Poſtmeiſters. 


Telegraphiſcher Verkehr mit Großbritannien 
und Irland. Vom 1. Januar 1879 ab beträgt die 
Taxe für Telegramme nach Großbritannien und Irland 
ae Unterſchied der Entfernung 30 Pf. für jedes 

ort. 

Berlin W., den 20. Dezember 1878. 

Der General⸗Poſtmeiſter. 
Stephan. 


Bekanntmachungen der Königlichen 
Direktion der Oſtbahn. 


Im Süd ⸗Oſt⸗Preußiſchen Verband ⸗Güter⸗ 


Verkehr werden die Artikel: Milch, Bier, Brod, fri⸗ 


ſches Obſt, auch Weintrauben, friſche Beeren und 
leer zurückgehende Milchgefäße, ſowie kleine lebende 
Fiſche und ſonſtige kleine Fluß⸗ und Seethiere, in⸗ 


ſofern ſolche für Aquarien beſtimmt ſind, fortan mit 


allen Zügen — ausgenommen Courier⸗ und Schnell⸗ 
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zuge — zum einfachen Frachtſatze für Stückgut bezw. 


für die allgemeinen Wagenladungsklaſſen befördert, ſo⸗ 
welt dieſe Artikel in Pack⸗ oder Eilgut⸗Wagen dieſer 
Züge untergebracht werden können, oder der Transport 
ohne Ueberlaſtung und Verſpätung der betreffenden 
Züge ausführbar iſt. 
Bromberg, den 12. Dezember 1878. 
Königliche Direktion der Oſtbahn. 


Bekanntmachung der Königlichen 


walt bei dem Kreisgericht in Zielenzig und zugleich zum 


Notar im dieſſeitigen Departement mit Anweiſung ſei⸗ 


Direktion der ene chen 


ſenbahn. 


Schleſiſch⸗Ahelniſcher Eiſenbahn Verband. Ä 


Vom 1. Januar f. ab treten für den Transport von 


Schwefelkies bei Aufgabe von mindeſtens 10000 Kilo⸗ 


gramm pro Wagen und Frachtbrief oder Bezahlung 
der Fracht für dieſes Gewicht folgende Ausnahmetarif⸗ 
ſätze widerruflich in Kraft: 

von Grevenbrück nach Cöpenick 1,401 M. 

von Grevenbrück nach Finkenheerd 1,578 M. 

von Schwelm nach Cöpenick 1,387 M 

von Schwelm nach Finkenheerd 1,564 M. 
pro 100 Kilogramm. 

Berlin, den 15. Dezember 1878. 

Königliche Direktion 
der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn. 


Perſonal⸗ Chronik. 


(1) Der bisherige Pfarrer zu Hochzeit, Diözeſe 
Arnswalde, Emil Bernhard Seidel, iſt zum Pfarrer 
bei den Evangeliſchen Gemeinden der Parechie Pammin, 
Didzefe Arnswalde, beſtellt worden. 

(2) Der bisherige Pfarrer an der St. Jacobi⸗ 
kirche zu Neumarkt bei Jüterbog und Diakonus an der 
St. Nikolaikirche zu Jüterbog Karl Eduard Theoder 
Trage iſt zum Pfarrer bel den Evangeliſchen Gemein⸗ 


worden. 
(3) Der bisherige Pfarrer Paul Richard Kretzſch⸗ 


nes Wohnſitzes in Sonnenburg ernannt worden. 
(8) Der Kreisrichter Weber zu Friedeberg i. N. 
iſt vom 1. Januar k. J ab zum Rechtsanwalt bei dem 


Kreisgericht in Croſſen und zuglelch zum Notar im 


dieſſeitigen Departement mit Anweiſung ſeines Wohn⸗ 


ſitzes in Croſſen ernannt worden. 


9) Perſonal⸗ Veränderungen 
im Bezirke der Kaiſerlichen Ober⸗Poſt⸗ Direktion in 
Frankfurt a. Oder. 
Verſetzt: Der Poſt⸗Direktor Hiekmann von Sol⸗ 
din nach Warmbrunn. Geſtorben: Der Ober⸗Tele 
graphen⸗Aſſiſtent Tank zu Soldin. 


Vermiſchtes. 


(1) Die unter Privat⸗Patronat ſtehende Pfarr: 
ſtelle zu Sandow, Diözeſe Sternberg II., iſt durch die 
Amtsniederlegung ihres bisherigen Inhabers, des Pfar- 
rers Conrad, erledigt. 

(2) Die durch die Ernennung des bisherigen 


Inhabers zum Kreiephyſikus erledigte Kreiswundarzt⸗ 


ſtelle im Königsberger Kreiſe, nördlichen Antheils, mit 


dem Wohnſitze in der Stadt Königsberg und einem 


Jahresgehalte von 600 Mark ſoll wieder beſetzt wer⸗ 
den. Qualifizirte Medizinalperſonen, welche ſich unt 


dieſe Stelle zu bewerben beabſichtigen, werden hierdurch 


aufgefordert, ſich unter Einreichung ihrer Zeugniſſe bin⸗ 
nen 6 Wochen bei uns zu melden. 
Frankfurt a. O., den 16. Dezember 1878. 
Königliche Regierung; Abtheilung des Innern. 
(3) Die durch die Verſetzung des bisherigen In: 
habers in den Kreis Magdeburg erledigte Kreisphyſikats⸗ 
ſtelle des Luckauer Kreiſes mit dem Wohaſitze in der 
Stadt Luckan und einem Jahresgehalte von 900 Mark 


ſoll anderweit beſetzt werden. 
den der Parochie Richnow, Diözefe Soldin, beſtellt 


mar zu Neudorf, Diözeſe Sonnenburg, iſt zum Pfarrer 
bei den Evangeliſchen Gemeinden der Parochie Seefeld, 


Diözeſe Frankfurt a. O. I., beftellt. 


(4) Der bisherige Pfarrer Wilhelm Auguſt 


Vetter zu Landsberger⸗ Holländer, Diözeſe Landsberg 


a. W., iſt zum Pfarrer bei den evangeliſchen Gemein⸗ 
binnen ſechs Wochen bei uns zu melden. 


den der Parochie Guſcht, Diözefe Friedeberg 1. N., be 
ſtellt worden. 


(5) Der bisherige Miſſionsprediger Chriſtian 
Friedrich Sternberg in Berlin iſt zum Pfarrer bei der 
Evangeliſchen Gemeinde zu Friedersdorf, Diözeſe Frank⸗ | 


furt a. O. II. beſtellt worden. 

(6) Der Schulamts⸗Candidat Richard Zimmer⸗ 
mann iſt als ordentlicher Lehrer an der höheren Bür⸗ 
gerſchule zu Lübben angeſtellt worden. 

(7) Der Kreisrichter Leopold Lasker zu Freiſtadt 
i. Schl. iſt vom 1. Januar k. J. ab zum Rechtsan⸗ 


Zu dieſem Zwecke werden qualifizirte Bewerber 
aufgefordert ſich unter Einreichung 
1) der Approbation als praktiſcher Arzt, Wundarzt 
und Geburtshelfer, 
2) des Fähigkeltszeugniſſes zur Verwaltung einer 
Phyſikatsſielle, 
3) ſonſtiger über die bisherige Wirkſamkeit ſprechen⸗ 
der Atteſte, 
4) eines ausführlichen Lebenslaufes 


Frankfurt a. O., den 17. Dezember 1878. 

Königliche Regierung; Abtheilung des Innern. 

(4) Bekanntmachung. Mit dem 1. Januar k. J. 
werden die Ortſchaften Theerener Mühle und Aalkaſten 
von dem Landbeſtellbezirke der Poſtagentur in Beyers⸗ 
dorf abgezweigt und in denjenigen der Poſtämter in 
Soldin bz. Lippehne verlegt. 

Stettin, den 16. Dezember 1878. 

Kalſerliche Ober⸗Poſt⸗ Direktion. 


—Redigirt im Büreau der Königlichen Regierung zu Frankfurt a. O. 
Druck der Hofbuchdruckerei von Trowitzſch u. Sohn in Frankfurt a. O. 


